
 

 

 
Dringlicher Antrag  
der Fraktionen der SPD und  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
betreffend Urteile des Verwaltungsgerichtshofs (VGH)  
zur Stilllegung von Biblis - Ministerin Puttrich muss  
Verantwortung übernehmen und zurücktreten 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag stellt nach den Urteilen des Hessischen Verwaltungsge-

richtshofes vom 27. Februar 2013 fest, dass die Landesregierung bei 
ihrer Aufgabe, das Atomkraftwerk Biblis rechtssicher stillzulegen, 
schlichtweg versagt hat. 

 
2. Der Landtag stellt weiterhin fest, dass die für die Atomaufsicht zu-

ständige Umweltministerin für die formell und materiell als rechts-
widrig festgestellten Anordnungen des Umweltministeriums vom ver-
gangenen Jahr verantwortlich ist.  

 
3. Der Landtag missbilligt das fachliche Versagen der Ministerin, durch 

den nach der vom VGH festgestellten Rechtswidrigkeit der Verfü-
gungen vom 18. März 2011 möglicherweise eine Schadensersatzfor-
derung von RWE an das Land von bis zu 187 Millionen € droht. 

 
4. Der Landtag stellt fest, dass nur durch die ständigen Ankündigungen 

von CDU und FDP, den rot-grünen Atomausstieg zurückzunehmen, 
RWE jahrelang auf Zeit spielen konnte und so das Atomkraftwerk 
Biblis länger am Netz hielt. 

 
5. Der Landtag stellt fest, dass die schwarz-gelbe Bundesregierung mit 

Unterstützung der schwarz-gelben Landesregierung im Jahr 2010 den 
rot-grünen Atomausstieg zurückgenommen hat. Durch diese falsche 
Entscheidung wurde die Laufzeit des Atomkraftwerks Biblis unnöti-
gerweise weiter verlängert. 

 
6. Der Landtag betont, dass das Atomkraftwerk Biblis bei Beibehaltung 

des rot-grünen Atomausstiegs zum Zeitpunkt der Reaktorkatastrophe 
in Japan rechtssicher nicht mehr in Betrieb gewesen wäre, eine Still-
legungsverfügung nicht nötig gewesen wäre und damit die Grundlage 
für eine Klage nicht mehr bestanden hätte.  

 
7. Der Landtag fordert Umweltministerin Puttrich angesichts dieses De-

sasters auf, die Verantwortung zu übernehmen und zurückzutreten. 
 
 
Wiesbaden, 28. Februar 2013 
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 28. 02. 2013 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 
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